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Feministische Stadtplanung – für ein lebenswertes Brandenburg für alle Menschen!

Beschluss: Überweisung an LTF + BTF

1. Der SPD-Landesparteitag fordern die SPD-Landtagsfraktion und den SPD-Landesvorstand dazu auf, sich auf

Landesebene für ein Umdenken in der kommunalen Bauleitplanung im Sinne einer feministischen Stadt-

planung einzusetzen.

2. Die SPD-Landtagsfraktion und der SPD-Landesvorstand sollen darauf hinwirken, dass im für Infrastruktur

und Landesplanung zuständigen Landesministerium ein Konzept für einen „Gender-Check“ bei der Bauleit-

planung in Brandenburg erarbeitet wird. Zudem sollen in diesemMinisteriumwohnraumbezogene Förder-

maßnahmen gendersensibel weiterentwickelt werden.

Außerdem sollen der Landesvorstand und die Landtagsfraktion darauf hinwirken, die brandenburgische Bauord-

nung, umMaßnahmen zu ergänzen, die:

1. die Sicherheit im öffentlichen Raum durch bauliche Gestaltung erhöhen und durch bauliche Gestaltung

Angsträume reduzieren und

2. die Barrierefreiheit im ÖPNV und auf öffentlichen Straßen undWegen deutlich erhöhen.

III. Der SPD-Landesparteitag fordert die SPD-Bundestagsfraktion und den SPD-Bundesvorstand dazu auf, das Bau-

gesetzbuch für genderspezifische Aspekte zu sensibilisieren und dafür:

1. zukünftig einen „Gender-Check“ im Rahmen der Bauleitplanung durchzuführen und sich auf Bundesebene

dafür einzusetzen, in § 1 Abs. 6 BauGBdeutlich spezifischer gendersensible Belange als zu berücksichtigende

Belange zu formulieren, und

2. Gender-Aspekte in Beteiligungsprozessen (§§ 3, 4 BauGB) fest zu verankern. Dafür sollen Kommunen bei der

Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung:

a) geschlechtersensible Beteiligungsmethoden undMethodenvielfalt berücksichtigen,

b) Geschlechtergerechtigkeit bei der Priorisierung von Maßnahmen beachten,

c) bei der Bauleitplanung Stellungnahmen eines explizit für Gender-Belange zuständigen Trägers (z. B.

Frauenbeirat, kommunale Gleichstellungsbeauftragte) einholen,

d) auf eine gendersensible Sprache achten,

e) eine gleichwertige Gewichtung von Arbeitsbeiträgen aller Geschlechter berücksichtigen.

Überweisen an

Bundestagsfraktion, Landtagsfraktion

Stellungnahme(n)

Stellungnahme der Bundestagsfraktion (Stand 10.10.2025):

Die SPD-Fraktion imBundestagunterstützt die imAntrag genannten Forderungender feministischenundgender-

sensibilisierten Stadtplanung. In der vorangegangenen Legislatur hat das Bauministeriummit unsererMinisterin

Klara Geywitz 2023 eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich zu Fragestellungen der feministischen, beziehungs-

weise gendersensiblen Stadtentwicklungspolitik austauscht. Die Arbeitsgruppe beschäftigt sichmit Themen und
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Handlungsfeldern, um entsprechende Bedarfe zu ermitteln, die eine moderne, inklusive Stadtentwicklung mög-

lich macht.

Darüber hinaus erfährt das Thema innerhalb der Fraktion eine hohe Resonanz. Es wurdenmehrere interne Veran-

staltungen mit entsprechenden Expert*innen dazu durchgeführt, damals federführend initiiert von Emily Vontz,

welche uns bestärkt haben dieMittel für die Städtebauförderung perspektivisch zu heben. Deshalb habenwirmit

der Bundesregierung Mittel in Höhe von 4 Mrd. jährlich ab 2025 direkt im Kernhaushalt für die Städtebauförde-

rung und den SozialenWohnungsbau bereitgestellt. Bis 2029 sind hierfür insgesamt 23,5 Mrd.e vorgesehen.

Stellungnahme der Landtagsfraktion, Stand November 2025:

Für die Aufstellung der Bauleitpläne sind die Gemeinden in kommunaler Selbstverwaltung zuständig. Die Städte

und Gemeinden werden in § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB ausdrücklich verpflichtet, bei der Aufstellung von Bauleitplänen

– neben den sozialen und kulturellen Bedürfnissen von Familien, jungen, alten und behindertenMenschen sowie

den Belangen des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und Erholung – die unterschiedlichen Auswirkungen

auf Frauen und Männer zu berücksichtigen.

Dies wird bisher noch nicht in ausreichend umgesetzt.

DerBundesgesetzgeber solltedengesetzlichenAuftraggemäß§ 1Abs. 6Nr. 3BauGB, dieBelangevonFrauenzube-

rücksichtigen, um eine nicht abschließende Aufzählung einiger Maßnahmen ergänzen. In Betracht kommen bei-

spielsweise die Beteiligung kommunaler Gleichstellungsbeauftragter an der Planaufstellung oder die ausdrück-

liche Verpflichtung zur Anwendung einer Checkliste für die Bauleitplanung. Eine auf Bund-Länder-Ebene abge-

stimmte Handreichung für die Kommunen würde § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB untergesetzlich mit Leben füllen.

Es wäre wünschenswert, gleich bei der Planung von Räumen Angsträume auszumachen und gewisse Aspekte

mitzudenken: freie Sichtachsen, keine versteckten Ecken, ausreichende Beleuchtung und gute Beschilderung.

In der Bauordnung sind die Anforderungen und Vorschriften für Bauvorhaben festlegt. Sie dient der Gewährleis-

tung der öffentlichen Sicherheit und der Ordnung von Bauvorhaben.
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